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e) Haushaltsvollzug

Das bisherige Verfahren der Finanzierung von Baumaßnahmen
im Hochschulbereich, bei dem für das einzelne Bauvorhaben
jeweils ein fester Jahresbetrag für die im laufenden Rechnungs¬
jahr anfallenden Ausgaben veranschlagt wird, ist unbefriedi¬
gend, weil es den unterschiedlichen Entwicklungen im Bau¬
fortschritt der einzelnen Bauvorhaben nicht ausreichend Rech¬
nung tragen kann. Die Folge sind entweder die Beantragung
überplanmäßiger Ausgaben oder die Bildung nicht unerhebli¬
cher Ausgabereste. Das führt zu überflüssiger zusätzlicher Ver¬
waltungsarbeit und oftmals zu Bauverzögerungen.

Diese Schwierigkeiten können überwunden werden, wenn

— für alle Jahresbeträge der einzelnen Bauvorhaben die ge¬
genseitige Deckungsfähigkeit in den Haushalten vermerkt
wird,

— alle Baumaßnahmen einer Hochschule in einem Titel zusam¬
mengefaßt oder

— alle Hochschulbaumaßnahmen eines Landes in einem Pau¬
schaltitel zusammengefaßt werden.

Die Einrichtung eines Pauschaltitels entspricht dem Vorgehen, Pausdiaiutei
nach dem der Bund bei der Mitfinanzierung der Hochschulbau¬
maßnahmen in den zurückliegenden Jahren verfährt und das
sich wegen seiner Flexibilität in der Mittelbewirtschaftung be¬
währt hat.

G. IV. Gewinnung neuer Studien- und Forschungsmöglich¬
keiten

IV. 1. Schwerpunkte des Ausbaus

Die vorgeschlagene Erweiterung des Hochschulbereichs ist so
umfangreich, daß ein Ausbau auf nahezu allen Gebieten er¬
forderlich ist.

a) Soweit fachspezifische Empfehlungen des Wissenschaftsra¬
tes vorliegen, wie bei der Medizin, sollten diese sowohl hin¬
sichtlich des Umfangs wie in der regionalen Verteilung ver¬
wirklicht werden, bevor die Errichtung weiterer Ausbildungs¬
stätten in diesen Bereichen in Angriff genommen wird. Nach
den Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau der medi¬
zinischen Forschungs- und Ausbildungsstätten sollen bis zum
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Jahre 1982 die Ausbildungskapazität in der Allgemeinen Medi¬
zin von rd. 15 500 Studenten im Jahre 1967 auf rd. 30 000 Stu¬
denten erhöht und die Ausbildungskapazität in der Zahnmedizin
von rd. 3500 Studenten im Jahre 1967 um 6000 Studenten auf
rd. 9500 Studenten gesteigert werden.

Lehrerbedarf Bei der Berechnung des Lehrerbedarfs sollte von den Emp¬
fehlungen der Bildungskommission des Deutschen Bildungs¬
rates ausgegangen werden. Die Differenzierung innerhalb der
Sekundarstufen I und II wird hier zu einem fachlich breiter als
früher gestreuten Lehrerbedarf führen, der besonders in den
naturwissenschaftlichen, technischen und sozialwissenschaftli¬
chen Fächern relativ ansteigen, während er in den sprachwis¬
senschaftlichen Fächern bei Zunahme der absoluten Zahlen im
Verhältnis zurückgehen wird. Auf jeden Fall werden die für
die gesamte Lehrerausbildung erforderlichen Erziehungswissen¬
schaften entsprechend der Vermehrung der Studienplätze für
angehende Lehrer auszubauen sein.

In allen Fällen, in denen Bedarfsberechnungen zur Grundlage
des Ausbaus gemacht werden können, sollte der errechnete Be¬
darf ein Anhaltspunkt für den unbedingt erforderlichen Ausbau
sein und nicht notwendigerweise eine Beschränkung des Aus¬
baus bedeuten.

b) Das steigende Bedürfnis nach vermehrter Bildung sowie
das Vordringen wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden
in Bereiche, in denen bisher die praktische Einübung die Aus¬
bildung bestimmte, zwingen dazu, das Verhältnis zwischen
Theorie und Praxis neu zu überdenken und das Schwergewicht
des Ausbaus der Gesamthochschuleinrichtungen auf die Ent-

Praxisnahe wicklung entsprechender praxisnaher Studiengänge zu legen.
Studiengänge TT . .... , L . _ t ,Hierfür kommt eine Vielzahl von Bereichen in Betracht; so

z.B. Studiengänge für nichtärztliches medizinisches Personal 1),
Studiengänge für Sozialarbeit, in den Wirtschaftswissenschaf¬
ten für Steuerberater, für Fremdsprachenberufe, für Rechts¬
pfleger, für den gehobenen Verwaltungsdienst, für die Informa¬
tik, für die Mathematik, die Physik, die Chemie und für Inge¬
nieurberufe.

Hinweise auf solche Studiengänge enthalten die diesen Emp¬
fehlungen beigegebenen Anlagen 2a — 2k (Bd. 2. S. 45ff.).

1) Das hierfür benötigte Lehrpersonal ist in den Empfehlungen zur Struktur und
zum Ausbau der medizinischen Forschungs- und Ausbildungsstätten nodi nicht
berücksichtigt worden.
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c) Einzelne Fachgebiete werden — unabhängig von der Diffe¬
renzierung der Ausbildungsgänge — dadurch ein besonderes
Gewicht gewinnen, daß sie die wissenschaftlichen Voraus¬
setzungen für die Lösung drängender Probleme der Gesell¬
schaft entweder schon bieten oder noch schaffen müssen. Ein
rasches Wirtschaftswachstum und steigender Wohlstand ver¬
größern die Möglichkeiten des einzelnen und der Gesellschaft
zur Realisierung ihrer Wünsche. Die hierdurch ausgelösten
Anpassungsprozesse und das Streben nach einer schnellen
Realisierung konkurrierender Ziele können aber auch starke
Spannungen hervorrufen. Die Lösung dieser Probleme stellt
den Wissenschaften vielfältige Aufgaben. Die folgenden Über¬
legungen geben einen Anhalt für bestimmte Akzentsetzungen.

Um die Beziehungen zwischen einzelnen Teilen der Gesell¬
schaft, die Stellung der Individuen in ihr sowie gesellschaft¬
liche Wertvorstellungen und Strukturen und deren Ände¬
rungsprozesse aufzudecken, ist es notwendig, die Forschung
im Bereich der Sozialwissenschaften zu intensivieren.

Beim Ausbau des Hochschulbereichs ist die Mathematik be¬
sonders zu berücksichtigen. Sie wird als Grundlagenwissen¬
schaft auch in den kommenden Jahren in andere Bereiche
eindringen; diese werden daraufhin entsprechend auszubauen
und umzustrukturieren sein.

In dem Maße, wie Hauptprobleme der Zukunft eine Basis für
Lösungsmöglichkeiten in den Naturwissenschaften finden,
kommt auch diesen besondere Aufmerksamkeit zu.

Wegen der notwendigen Umsetzung naturwissenschaftlicher
Forschungsergebnisse in die Praxis wird den ingenieurwissen¬
schaftlichen Fächern weiterhin große Bedeutung beizumessen
sein. Deshalb sollte das derzeit rückläufige Interesse an ihrem
Studium durch entsprechende Anreize aufgefangen werden,
vor allem durch gute Ausbildungsmöglichkeiten und durch
Akzentsetzungen innerhalb der einzelnen Fächer, die der wis¬
senschaftlichen Entwicklung und den Anforderungen der Pra¬
xis entsprechen.

Dadurch soll ein Ausbau in anderen zukunftweisenden Be¬
reichen in keiner Weise ausgeschlossen werden. Insbesondere
wird damit keine Unterbewertung der Geisteswissenschaften
ausgedrückt, deren Anregungen oft Entwicklungen in ande¬
ren Wissenschaftsbereichen erst auslösen und ohne deren
eigene weitere Entwicklung ein allgemeiner Fortschritt nicht
möglich ist.

Forschung
in den Sozial¬
wissenschaften

Mathematik

Naturwissen¬
schaften

Ingenieur¬
wissenschaften
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Es wird in den kommenden Jahren —■ und in einer an ihrer
Entwicklung interessierten Gesellschaft überhaupt — zu einer
wesentlichen Aufgabe werden, bestimmte Schwerpunkte für
die wissenschaftliche Arbeit rechtzeitig in ihrer Thematik und
Notwendigkeit zu erkennen sowie dahingehend zu spezifi¬
zieren, daß die Arbeit in den betreffenden Gebieten tatsäch¬
lich aufgenommen werden kann und von der Allgemeinheit
in ihrer Bedeutung erkannt wird. Im Gesamtsystem der Hoch¬
schulen muß politisch, strukturell und finanziell sichergestellt
sein, daß solche Akzentuierungen in Forschung und Lehre ihren
angemessenen Ausdruck finden.

IV. 2. Ausbau der bestehenden Hochschulen

Durch die vorgeschlagenen Kapazitätsberechnungen wird sich
feststellen lassen, wie groß die Ausbildungskapazität zur
Zeit im Hochschulbereich ist. Es wird dann zu prüfen sein, bis
zu welcher Größenordnung und in welcher Weise die jetzigen
Hochschulen ausgebaut werden können.

Ausbaukriterien Dem Umfang einer Hochschule sind äußere und funktionale
Grenzen gesetzt. Die Möglichkeiten zum Ausbau werden we¬
sentlich von den Grundstücksverhältnissen, von dem Sied-
lungsgefüge, der zukünftigen Entwicklung und nicht zuletzt
von der Stadtplanung des Hochschulortes bestimmt. Die Zahl
der Studenten sollte in einer angemessenen Relation zu Größe
und Einwohnerzahl des Hochschulortes bzw. des regionalen
Verflechtungsraumes stehen. Weiter findet die Ausbaumög¬
lichkeit einer Hochschule ihre Grenzen in ihrer eigenen Funk¬
tionsfähigkeit. Ihre Organisation, ihre Verwaltung, insbeson¬
dere aber die Notwendigkeit der wissenschaftlichen Kommu¬
nikation setzen eine gewisse überschaubarkeit voraus, die
auch bei der Möglichkeit organisatorischer Untergliederungen
eine Frage der Gesamtgröße ist.

Allgemeingültige Angaben über die optimale Größe von Ge¬
samthochschulen werden sich kaum machen lassen. Unter Be¬
achtung der angeführten Gesichtspunkte sollten die Einrich¬
tungen einer Gesamthochschule in Städten bzw. Regionen bis
zu 200 000 Einwohnern jedoch auf 8 000 bis 15 000 Studenten
beschränkt werden, in größeren Städten bzw. Regionen sollten
sie 20 000 Studenten nicht überschreiten. In Millionenstädten,
wie Hamburg und München, sowie in Zentren von Ballungs¬
gebieten vergleichbarer Größe, wie z. B. Frankfurt a. M.,
könnte die Studentenzahl eines Gesamthochschulbereichs
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höher liegen, sollte aber 25 000 nicht überschreiten. Dem steht
die Errichtung weiterer Gesamthochschulen in diesen Städten
nicht entgegen.

Der Übergang zu Gesamthochschulen kann einmal durch die
Umstrukturierung, d. h. durch Differenzierung der Stu¬
diengänge bestehender Hochschulen erfolgen. Zum anderen
werden verschiedene Einrichtungen des tertiären Bereichs
zu Gesamthochschulen zusammengefaßt werden können.
Wenn die oben angegebenen Studentenzahlen überschritten
werden, wird jeweils zu entscheiden sein, ob der Transfer
eines Teiles der Studiengänge an andere Hochschulorte statt¬
finden kann oder ob eine weitere Gesamthochschule am
gleichen Ort gegründet werden soll.

Wieweit sich die einzelnen bestehenden wissenschaftlichen
Hochschulen unter Einbeziehung der für eine Zusammenfassung
zu Gesamthochschulen in Betracht kommenden Einrichtungen
erweitern lassen, läßt sich nur unter Berücksichtigung der ört¬
lich verschiedenen Ausbaumöglichkeiten ermitteln. Es wird
daher empfohlen, alsbald die vorhandenen Ausbaumöglich- Feststellung
keiten bei den bestehenden Hochschulen festzustellen und
— gegebenenfalls unter entsprechender Umstrukturierung —
einen Ausbau durchzuführen.

der Ausbau-
möglicbkeiten

IV. 3. Neue Gesamthochschulen

a) Zahl der neuen Hochschulen

Selbst unter der Annahme, daß die Kapazität der bestehenden
Hochschulen um 50 % erweitert werden kann, müssen für die
Ausbildung der im nächsten Jahrzehnt zu erwartenden Studen¬
ten noch mindestens 400 000 Studienplätze an neuen Gesamt¬
hochschulen geschaffen werden. Für die Größe dieser neuen
Gesamthochschulen gelten die gleichen Kriterien wie für den
Ausbau der bestehenden Hochschulen. Geht man von Hoch- 30 neue
schulen mit durchschnittlich 12 000 Studenten aus, sind min-
destens 30 Neugründungen erforderlich.

b) Standorte

Für die Lokalisierung neuer Gesamthochschulen ist die Prü¬
fung zahlreicher Voraussetzungen erforderlich. Es sind alle
Kriterien heranzuziehen, die auch die Ausbaumöglichkeiten
bestimmen, so vor allem die Größe der Stadtregion, die jetzige
und absehbare künftige Einwohnerzahl, die in vorhandenen
Bildungseinrichtungen gegebenen Ansatzpunkte für die Bil-
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Standort¬
kriterien

Frühzeitige
Festlegung der
Standorte

dung von Gesamthochschulen, die Wohnverhältnisse und Ver¬
kehrsverbindungen.

Die Festlegung neuer Hochschulstandorte muß in Abstimmung
mit der allgemeinen Landes- und Regionalplanung geschehen,
wobei die voraussichtlichen Auswirkungen der wirtschaft¬
lichen, kulturellen und sozialen Entwicklung in ihrer Wechsel¬
wirkung in die Planung einzubeziehen sind. So kann es not¬
wendig sein, in Ballungsgebieten Zweithochschulen zu errichten,
um den Andrang der Studenten aufzufangen und ihnen die Mög¬
lichkeit zu eröffnen, eine Hochschule von ihrem Elternhaus aus
zu besuchen. Andererseits wird die Entwicklung bisher hoch¬
schulferner Regionen durch die Gründung von Hochschulen
gefördert. Zur Ermittlung von Gebieten, die nicht ausreichend
mit Hochschulen versorgt sind, müssen Untersuchungen über
die Bevölkerungsdichte, die zu erwartenden Absolventen der
Sekundarstufe II, den relativen Hochschulbesuch und das jetzige
Wanderungsverhalten zu entfernten Hochschulen angestellt
werden. Hierbei ist auch zu beachten, daß Hochschulen in bisher
wenig entwickelten Regionen, die nach den landes- und regio-
nalplanerischen Zielen ausgebaut werden sollen, zu deren
Entwicklung beitragen, z. B. indem sie qualifizierte Arbeits¬
kräfte anziehen. Um ein regional gut gegliedertes Gesamt¬
system der Hochschulen in der Bundesrepublik zu erreichen,
wird es notwendig sein, Neugründungen in einem bisher unge¬
wohnten Umfang auch in Städten mittlerer Größe vorzunehmen.
Die in Frage kommenden Orte müssen bereit sein, dazu bei¬
zutragen, den Aufbau einer Hochschule zu fördern; dies gilt
insbesondere für die Ausweisung und Erschließung kurzfristi-
stig verfügbaren Geländes für den Bedarf der Hochschule, das
sich je nach Größe und fachlicher Zusammensetzung der Hoch¬
schule auf 120 bis 200 Hektar erweitern lassen sollte. Weiter
muß die Stadt für die Schaffung günstiger Nahverkehrsver¬
bindungen zum Hochschulgelände und für die Förderung der
Wohnmöglichkeiten sorgen.

Nur bei einer baldigen Aufnahme und zügigen Durchführung
der Maßnahmen für die Gründung der erforderlichen 30 neuen
Hochschulen werden die notwendigen Studienplätze zur Ver¬
fügung stehen. Hierzu bedarf es einer alsbaldigen Entscheidung
der zuständigen Stellen, an welchen Orten im Hinblick auf die
dargelegten Kriterien neue Hochschulen gegründet werden
sollen. Eine möglichst frühzeitige Festlegung der neuen Stand¬
orte schafft die Voraussetzungen für die rechtzeitige Ab¬
stimmung und Einstellung der beteiligten Partner auf die neue
Aufgabe. Aufgrund dieser Erwägungen sind vorerst einige Orte
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zu nennen, die nach den angeführten Kriterien als Hochschul¬
standorte geeignet erscheinen und an denen auch bereits ent¬
sprechende Bestrebungen im Gange sind. Es werden jedoch
nicht für alle 30 neuen Hochschulen Standorte genannt, da in
einer Anlaufphase die planerischen, bautechnischen und finan¬
ziellen Mittel auf eine Reihe von Neugründungen konzentriert
werden müssen. Darüber hinaus wird alsbald festzustellen sein,
in welchen Regionen die erforderlichen weiteren Gesamt¬
hochschulen zu errichten sind.

Im folgenden werden für die einzelnen Länder Orte und Re¬
gionen vorgeschlagen, bei denen die Bedingungen zur Grün¬
dung neuer Gesamthochschulen geprüft werden sollten.

Baden-Württemberg
Da Baden-Württemberg über eine Reihe ausbaufähiger wissen¬
schaftlicher Hochschulen verfügt (besonders Karlsruhe, Mann¬
heim, Ulm), wird als neuer Standort einer Gesamthochschule
nur Heilbronn genannt. In Nordwürttemberg und besonders
in der Stadtregion Heilbronn (rd. 250 000 Einwohner) hat sich
eine Bevölkerungskonzentration gebildet, für die die Univer¬
sitäten Stuttgart, Heidelberg und Karlsruhe relativ weit ent¬
fernt liegen. Eine Gesamthochschule in Heilbronn würde für
eine weitere Erschließung Nordwürttembergs große Bedeu¬
tung haben. Heilbronn verfügt über eine gut ausgebaute Inge¬
nieurschule und auch über gute Verkehrsverbindungen.

Weiter ist der Raum Südwürttemberg-Hohenzollern zwischen
Ulm und dem Bodensee nicht ausreichend mit Hochschulen
versorgt. Es zeichnen sich zur Zeit jedoch noch keine hin¬
reichenden Anknüpfungsmöglichkeiten für eine Gesamthoch¬
schule ab. An eine Erschließung ist gemeinsam mit den an¬
grenzenden bayerischen Regionen (Südschwaben, Allgäu) zu
denken.

Auf längere Sicht wird sich auch in Mittelbaden ein Bedarf
nach einem Ausbau der Bildungseinrichtungen zu einer Gesamt¬
hochschule ergeben.

Heilbronn

Südwürttem-
berg-Hohenzol-
lern/Stfdsdiwa-
ben/Allgäu

Mittelbaden

Bayern

Die Errichtung einer neuen Universität in Augsburg ist vom
Bayerischen Landtag bereits beschlossen.

Im nördlichen Bayern besteht in Oberfranken kein ausreichen¬
des Angebot an Studienplätzen. Die Versorgung der Räume
Hof, Coburg, Bayreuth, Bamberg, Kulmbach geschieht am

Augsburg
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Bayreuth günstigsten von Bayreuth aus, da dieser Ort für diesen Be¬
reich zentral und andererseits abseits der unmittelbaren Ein¬
zugsbereiche der Universitäten Erlangen-Nürnberg, Würzburg
und Regensburg liegt. Bayreuth bietet als zentraler Ort des
regionalen Entwicklungsprogramms gute Anknüpfungsmög¬
lichkeiten. In Bayreuth besteht eine Pädagogische Hochschule.

südbayem Im südlichen Bayern wird die einseitige Ausrichtung des Stu¬
dienangebots auf München und die dadurch bedingte Hoch¬
schulferne weiter Gebiete auf längere Sicht die Schaffung neuer
Gesamthochschulen notwendig machen.

Berlin

Der Ausbau der Freien Universität und der Technischen Uni¬
versität zu zwei Gesamthochschulen unter Einbeziehung der
in Frage kommenden sonstigen Einrichtungen wird emp¬
fohlen.

Bremen

Der Aufbau der Universität Bremen zu einer Gesamthochschule
mit 20 000 Studienplätzen wird empfohlen.

Hamburg

Hamburg Ii Die notwendige Anzahl an Studienplätzen in Hamburg wird
nur durch eine zweite Gesamthochschule bereitgestellt werden
können, die je nach Situierung zugleich den Raum Südholstein
oder Nordniedersachsen mitversorgen könnte.

Hessen

Die Versorgung Hessens mit Studienplätzen ist besonders
im Norden des Landes noch ungenügend und erfordert die
Gründung einer neuen Gesamthochschule. Der geeignete Stand¬
ort in Nordhessen ist Kassel, das zentraler Ort im Gebiet eines
regionalen Entwicklungsprogramms ist und bereits über meh¬
rere Einrichtungen des Hochschulbereichs verfügt.

Das Rhein-Main Gebiet kann auf die Dauer durch die Univer¬
sitäten Frankfurt und Mainz nicht ausreichend mit Studien¬
einrichtungen versorgt werden, es sei denn, die beiden Uni¬
versitäten würden über das zulässige Maß hinaus ausgebaut
werden. Deshalb sollte eine weitere Gesamthochschule in
Frankfurt a. M. gegründet werden. Sie könnte von den weit
fortgeschrittenen Planungen für die Erweiterung der Univer¬
sität Frankfurt in Niederursel ausgehen.

Kassel

Frankfurt II
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Niedersachsen

In Niedersachsen besteht ein starker Bedarf an Hochschulen.
Am weitesten sind bisher die Überlegungen für die Standorte
Oldenburg und Osnabrück gediehen. Für beide Orte sollte die Oldenburg,
Errichtung von Gesamthochschulen in Betracht gezogen wer- ° snabruck
den, da von ihnen aus jeweils hochschulferne Regionen ver¬
sorgt werden können. Beide Städte verfügen über gut ausge¬
baute Pädagogische Hochschulen und Ingenieurschulen.

Der Raum Ostfriesland/Emsland ist mit Einrichtungen des ostfriesiand
Hochschulbereichs noch nicht versorgt. Auf längere Sicht wird EmsIand
hier durch Gründung einer Gesamthochschule Abhilfe zu schaffen
sein.

Entsprechendes gilt für das nordöstliche Niedersachsen
(Raum Lüneburg/Uelzen), wo durch eine Neugründung zu- Raum
gleich eine Entlastung der Hochschulen in Hamburg und Han- Uelzen" 9 '
nover herbeigeführt werden könnte.

Nordrhein-Westfalen

Die Bevölkerungskonzentration im rheinisch-westfälischen In¬
dustriegebiet erfordert neben den im Aufbau befindlichen
Universitäten Bochum, Dortmund, Düsseldorf und Bielefeld
den Ausbau der Hochschuleinrichtungen in Essen zu einer Ausbau in
Gesamthochschule sowie weitere Bildungseinrichtungen im Essen
Hochschulbereich. Als Regionen für Standorte neuer Hoch¬
schulen kommen die Regionen Rhein-Ruhr und Ostwestfalen Regionen
in Betracht. Diese Gebiete bieten gute Ausgangsmöglichkeiten „„"of," 11
für die Bildung von Gesamthochschulen. Mittelfristig werden Westfalen
sich hier Hochschulgründungen als erforderlich erweisen, um
Studienplätze in den Regionen der größten Nachfrage anbieten
zu können.

Rheinland-Pfalz

Die Teilhochschulen in Trier und Kaiserslautern sollen nach Trier und
einer Anlaufphase zu eigenständigen Gesamthochschulen aus- Kalserslal
gebaut werden.

Zur Versorgung des Mittelrheingebiets, des Hunsrück und der
Eifel mit Studieneinrichtungen bietet sich besonders in Ko- Koblenz
blenz der Ausbau der vorhandenen Bildungseinrichtungen im
Hochschulbereich zu einer Gesamthochschule an.
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Zur weiteren Entwicklung der im südlichen Rheinhessen und
in der Vorderpfalz gegebenen Ansatzpunkte an Hochschulein-

speyer-Worms- richtungen in Speyer, Worms und Landau wird sich hier mittel¬
fristig die Gründung einer Gesamthochschule unter Herstellung
eines Hochschulverbunds dieser drei Orte anbieten.

Saarland

Die Universität des Saarlandes sollte unter Berücksichtigung
der übrigen Hochschuleinrichtungen in Saarbrücken zu einer
Gesamthochschule ausgebaut werden.

Schleswig-Holstein

Ausbau von Die Medizinische Akademie Lübeck sollte zu einer Gesamt¬
hochschule ausgebaut werden.

Flensburg Als geeigneter neuer Hochschulstandort bietet sich Flensburg
mit den dort bestehenden Einrichtungen des Hochschulbereichs
an.

c) Durchführung des Aufbaus neuer Hochschulen

Aufbau als
Gesamthoch¬
schulen

Fachliche
Konzentration

Neue Hochschulen sollten von Anfang an als Gesamthochschulen
konzipiert und aufgebaut werden. Studiengänge aus dem
bisherigen Bereich der Fachhochschulen sollten nur noch im
Rahmen von Gesamthochschulen und unter Eingliederung in
deren jeweilige Konzeption begründet werden. Auf diese
Weise werden die beim Zusammenschluß länger bestehender
Einrichtungen zu erwartenden Schwierigkeiten vermieden.

Eine Vollständigkeit der Fächer sollte bei der zunehmenden
Differenzierung im Hochschulbereich nicht mehr angestrebt
werden. Vor allem in der Anlaufphase ist eine Konzen¬
tration auf bestimmte Fächerkomplexe notwendig. Anderer¬
seits sollten keine funktionellen Einschränkungen, z. B. die
Ausrichtung nur auf die Lehrerausbildung, erfolgen, weil sonst
die Gefahr bestünde, daß die wissenschaftliche Arbeit einer
Hochschule eine zu schmale Basis erhält. Es sollten vielmehr
von Anfang an sachlich zusammenhängende Bereiche vorge¬
sehen werden, damit den Vertretern der einzelnen Gebiete
nicht nur eine wissenschaftliche Arbeit in ihrem eigenen
Fachgebiet, sondern auch die erforderliche wissenschaftliche
Kommunikation mit Vertretern komplementärer Fächer mög¬
lich ist.
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An fast allen genannten Standorten bestehen Einrichtungen,
die als Kern neuer Gesamthochschulen genutzt werden können.
Sie bieten für die Anfangszeit Räume, zentrale Einrichtungen,
eine Verwaltung sowie mitunter auch Gelände für die Errich¬
tung weiterer Gebäude. Bei der Gründung von Zweithoch¬
schulen in Ballungsgebieten kann der Neuerrichtung auch
eine Auslagerung von Zweitfachbereichen der örtlich schon
bestehenden Hochschulen vorausgehen. In solchen Fällen kön¬
nen den zu berufenden Lehrkräften sofort Forschungsmöglich¬
keiten an den bestehenden Hochschulen zur Verfügung gestellt
werden. Ebenso können Einrichtungen wie Rechenzentren und
Sportstätten bereits gemeinsam genutzt werden.

Ein zügiger Aufbau der neuen Hochschulen wird sich erreichen
lassen, wenn die bei den Universitätsgründungen in den ver¬
gangenen Jahren gemachten positiven und negativen Er¬
fahrungen berücksichtigt werden. Besonders bewährt hat sich
die Errichtung von Aufbau- und Verfügungszentren, in denen
die Lehre rasch aufgenommen und auch Forschung in angemesse¬
nem Umfang betrieben werden kann. Hierdurch gelang es
auch, für Hochschulen im Aufbaustadium Lehrkräfte zu ge¬
winnen, die in der Forschung besonders qualifiziert sind. Zur
schnelleren Planung von Verfügungsbauten sollten die bereits
vorliegenden Modelle herangezogen werden, die nicht nur für
eine Nutzung durch geisteswissenschaftliche, sondern auch
durch naturwissenschaftliche Fächer entwickelt worden sind.

Angesichts der Dringlichkeit und des Umfangs der gestellten
Aufgaben ist es unerläßlich, die Gründungsausschüsse diesen
Aufgaben entsprechend zu besetzen und ihnen die erforder¬
lichen Entscheidungsbefugnisse zu übertragen. In ihnen sollten
daher vor allem die drei mit dem Aufbau einer Hochschule
befaßten Bereiche Wissenschaft, Verwaltung und Bauwesen Verbund der
konstruktiv zusammenwirken. Das setzt voraus, daß die Staat- feichengSbe
liehen Vertreter im Gründungsausschuß mit weitgehenden Voll¬
machten ausgestattet sind. Das gilt auch für diejenigen, die dem
Gründungsausschuß nicht ständig angehören, sondern nur bei
besonderen Fragen hinzugezogen werden.

Die Gründungsausschüsse der bisherigen Neugründungen haben
ihre Aufgabe im wesentlichen in der Erarbeitung von Reform¬
konzeptionen gesehen. Bei dem Aufbau so zahlreicher neuer
Hochschulen wird es jedoch weniger darum gehen, weitere
neuartige Hochschulkonzeptionen zu entwickeln, als rasch
Modelle zu verwirklichen, die für eine weitere Entwicklung
offen sind.
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Ein schneller Aufbau neuer Hochschulen gehört zu den ent¬
scheidenden Voraussetzungen, um die Ziele dieser Empfehlun¬
gen zu verwirklichen: die Verbreiterung des Zugangs zu den
Hochschulen, die Neuordnung der Ausbildung an den Hoch¬
schulen und die Intensivierung der Forschung in den Hoch¬
schulen.
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